
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

   

  
 

 
 

Anleger setzen Bildung 
eines Beirats durch 

 
Bericht über die Gesellschafterver-
sammlung des HL 128 am 10.3.2010 

 
Gestern fand in Sachen Hannover Leasing 
Nr. 128 eine außerordentliche Gesellschaf-
terversammlung statt. Wir haben für einige 
unserer Mandanten daran teilgenommen 
und möchten Sie nachfolgend über die Ver-
sammlung informieren: 
 
Auf dem Podium waren Herr Ahlmann (Ge-
schäftsführer der Hannover Leasing), Herr 
Reiter (Geschäftsführer der Hamet), 
Rechtsanwalt Dr. Lüdicke und Rechtsanwalt 
Dr. Schmalenbach von der Kanzlei Freshfields vertreten. Außerdem 
war Herr Rechtsanwalt Scharf eingeladen, der als Unternehmensan-
walt der Hannover Leasing im Rahmen einer Sockelverteidigung die 
strafrechtliche Verteidigung im Ermittlungsverfahren koordiniert.  
 
Anlegerbeirat 
 
Der aus unserer Sicht wichtigste Punkt zuerst: Es ist uns gelungen, 
die Satzung dahingehend zu ändern, dass der Fonds nunmehr einen 
Anlegerbeirat wählen kann. Einen entsprechenden Antrag hatten wir 
im Namen zweier Mandanten gestellt, um auf diese Weise mehr 
Transparenz für die Anleger erreichen zu können. Ein weiterer Anle-
ger hatte ebenfalls einen dahingehenden Antrag gestellt, der sich 
nicht wesentlich von unserem unterschied. Um die Abstimmung zu 
vereinfachen, haben wir aus beiden Anträgen einen gemacht und die-
sen zur Abstimmung gestellt. Er wurde mit überwiegender Mehrheit 
angenommen, was wir als großen Erfolg werten. Der nächste Schritt 
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wird es nun sein, geeignete Kandidaten zu finden und die Wahl durchzuführen. 
 
Antrag der Geschäftsführung 
 
Ein weiterer Punkt, der für viel Diskussion sorgte, war der im Vorfeld von der Geschäftsführung 
gestellte Antrag. Der Fonds, sprich die Geschäftsführung, sollte danach ermächtigt werden, auf 
Kosten des Fonds gegen die (noch nicht ergangenen) Feststellungsbescheide Klage, Revision 
und Nichtzulassungsbeschwerde einzureichen. Außerdem sollte sie ermächtigt werden, Kosten-
übernahme- und –verteilungsverträge im Zusammenhang mit Klageverfahren anderer Gesell-
schaften (gemeint war natürlich Lord Zweite) und ggf. auch Kostenfinanzierungsverträge zu 
schließen. Über alle Punkte sollte zusammen abgestimmt werden. 
 
Der Beschluss wäre in mehrfacher Hinsicht problematisch gewesen. Zum einen besteht die Ge-
fahr für die Anleger des HL 128 (das gilt natürlich auch für die anderen HL-Fonds), zweimal zu 
zahlen, wenn vielleicht der Fonds selbst doch noch eine Klage erheben müsste. Schwierig finden 
wir zudem, dass hier pauschal darüber abgestimmt werden sollte, Kostenverteilungsverträge 
abzuschließen, ohne dass wir wissen, ob es sich wirklich um die gleiche Problematik handelt 
(und damit die Klage in Lord Zweite sich wirklich positiv auch auf den HL 128 auswirkt) und wie 
die Verteilung genau aussehen soll. Auf Nachfrage wurde uns geantwortet, dass der Fonds sich 
mit 4 % an den Kosten zu beteiligen hätte. Die Kriterien der Verteilung wurden aber nicht offen-
gelegt. 
 
Darüber hinaus wollten wir keinen Beschluss über eine Klage fassen, die eventuell unnötig ist: 
Stellen Sie sich vor, der Fonds Lord Zweite geht bis zum BFH und verliert dort. Dann macht es – 
sofern es sich um die gleiche Begründung der Feststellungsbescheide handelt – unter Umstän-
den keinen Sinn, von Neuem ein Klageverfahren für den HL 128 anzustrengen, das vom BFH 
letztendlich genauso entschieden werden würde. 
 
Nach heftiger Diskussion wurde von einem Anleger darum ein neuer Antrag gestellt: keine Ab-
stimmung über den Vorschlag der Geschäftsführer, stattdessen soll Herr Dr. Lüdicke einen neu-
en Vorschlag über einen Beschluss zu einem möglicherweise erforderlichen Einspruchsverfahren 
unterbreiten, damit darüber im Umlaufverfahren abgestimmt werden kann. Dieser Beschluss 
wurde angenommen. In der Sache wurde gestern mithin kein Beschluss gefasst. Wenn Herr Dr. 
Lüdicke einen Antrag einbringt, über ein Einspruchsverfahren abzustimmen, dann ist damit ge-
währleistet, dass der Fonds bei einem evtl. Erlass der Feststellungsbescheide handlungsfähig ist 
und den erforderlichen Einspruch, der keine größeren Kosten verursacht, einlegen kann. Über 
die Erhebung einer Klage müsste dann aber gesondert abgestimmt werden.  
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Ermittlungsverfahren 
 
Herr Scharf sollte Auskunft geben über das Ermittlungsverfahren, das gegen (ehemalige) Ge-
schäftsführer der Hannover Leasing geführt wird: Bei der Durchsuchung am 14.11.2007 standen 
als Vorwürfe wohl Unstimmigkeiten im Zusammenhang mit Fertigstellungszeitpunkten und dem 
Außenvertrieb im Raum. Jetzt gehe es noch um Zahlungsflüsse. Angeblich seien Unterlagen 
nicht rechtzeitig vorgelegt worden. Genaueres wollte Herr Rechtsanwalt Scharf leider weder zu 
den Vorwürfen noch zu den einzelnen Beschuldigten oder den betroffenen Fonds sagen. Er 
meinte natürlich, alle Vorwürfe seien entkräftet und seiner Ansicht nach sieht der neue Staatsan-
walt auch die Vorwürfe nicht als haltbar an. Aber ob das stimmt, steht in den Sternen. 
 
Wir haben im Namen einiger Mandanten bereits im September letzten Jahres Akteneinsicht bei 
der Staatsanwaltschaft München I beantragt, sie wurde mit Hinweis auf die noch laufenden Er-
mittlungen aber leider abgelehnt. 
 
Alles in allem war die Versammlung nur bedingt informativ, aber allein wegen der Möglichkeit, 
nun einen Anlegerbeirat zu bilden, war sie aus unserer Sicht doch sehr erfolgreich.  
 
 
 
 

Berlin, den 11. März 2010 
 

gez. Rechtsanwältin Julia Breier 
 
 
 
  
  
 
 


